
  20.01.2016 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 7 

Gericht 

BVwG 

Entscheidungsdatum 

20.01.2016 

Geschäftszahl 

G306 2118990-1 

Spruch 

G306 2118990-1/2E 
 

IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Dietmar MAURER als Einzelrichter über die 
Beschwerde des XXXX, StA. Serbien, vertreten durch XXXX, gegen den Bescheid des Bundesamtes für 
Fremdenwesen und Asyl vom 09.12.2015, Zl. XXXX zu Recht erkannt: 
 

A) Der Beschwerde wird stattgegeben und der Spruchpunkt IV. des 

bekämpften Bescheides gemäß § 28 Abs. 2 iVm. § 27 VwGVG idgF ersatzlos aufgehoben. 
 

B) 
 

Die Revision ist gemäß Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

Text 

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE: 
 

I. Verfahrensgang: 
 

1. Per Mail vom 17.12.2015 des Bundesministerium für Finanzen, XXXX, wurde dem Bundesamt für 
Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: BFA) Regionaldirektion Niederösterreich mitgeteilt, dass das XXXX, 
eine Anzeige gegen zwei serbische Staatsbürger an die XXXX gelegt habe. 
 

Der Beschwerdeführer (im Folgenden: BF) habe in der Zeit von XXXX bis XXXX bei der Firma XXXX 
gearbeitet ohne im Besitz einer dafür erforderlichen Beschäftigungsbewilligung gewesen zu sein. 
 

Am 09.12.2015 wurde der BF vor dem BFA zur beabsichtigten Erlassung einer aufenthaltsbeendeten Maßnahme 
bzw. zur Erlassung der Schubhaft, niederschriftlich einvernommen. Zusammengefasst gab der BF im 
Wesentlichen an, dass er für Österreich ein Studentenvisum hatte und dieses nun am XXXX abgelaufen sei. Er 
würde sich seit 02.10.2011 in Österreich befinden und habe Wirtschaft studiert. Das Studium habe er 
mittlerweile aufgegeben, da dieses zu schwer für ihn sei. Im Heimatland habe er von der Unterstützung seiner 
Eltern gelebt. 
 

2. Mit dem oben im Spruch angeführten Bescheid des BFA, vom BF am 09.12.2015 persönliche übernommen, 
wurde ein Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen gemäß §§ 57 und 55 AsylG 2005 nicht 
erteilt, gegen den BF gemäß § 52 Abs. 1 Z 1 FPG iVm § 9 BFA-VG eine Rückkehrentscheidung erlassen und 
gemäß § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass die Abschiebung gemäß 46 FPG nach Serbien zulässig ist 
(Spruchpunkt I. u II.); für die freiwillige Ausreise wurde keine Frist gemäß § 55 Abs. 1a FPG gewährt 
(Spruchpunkt III.); weiters wurde gemäß § 53 Abs. 1 iVm Abs. 2 Z 2, 6 u 7 FPG ein befristetes Einreiseverbot in 
der Dauer von 5 Jahren erlassen (Spruchpunkt IV.) und gemäß § 18 Abs. 2 Z 1 BFA-VG wurde der Beschwerde 
keine aufschiebende Wirkung zuerkannt (Spruchpunkt V.). 
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Mit Verfahrensanordnung vom 10.12.2015 wurde dem BF die ARGE-Rechtsberatung Diakonie und Volkshilfe 
als Rechtsberater amtswegig zur Seite gestellt. 
 

3. Mit dem am 21.12.2015 per Postsendung beim BFA eingebrachten Schriftsatz, erhob der ausgewiesene 
Rechtsvertreter des BF Beschwerde gegen den oben genannten Bescheid und stellte gleichzeitig die Anträge: 1. 
Gemäß § 24 VwGVG eine mündliche Verhandlung durchzuführen und gemäß Art. 130 Abs. 4 B-VG und § 28 
Abs. 2 VwGVG in der Sache selbst zu entscheiden und das Einreiseverbot zu beheben bzw. angemessen zu 
reduzieren, in eventu den angefochtenen Bescheid zu beheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen 
Bescheides an die Behörde zurückzuverweisen. 
 

In der Beschwerde unter Punkt 4. Beschwerdegründe, wurde ausdrücklich angeführt, dass die Spruchpunkte I., 
II., III. und V des Bescheides unbekämpft bleiben und lediglich der Spruchpunkt IV. (Verhängung des 
fünfjährigen Einreiseverbotes) bekämpft wird. Somit sind die Spruchpunkte I., II., III. und V des bekämpftes 
Bescheides mit Ablauf des 23.12.2015 in Rechtskraft erwachsen. 
 

4. Hinsichtlich des Verfahrensganges und des Parteivorbringens im Detail wird auf den Akteninhalt verwiesen. 
 

5. Die gegenständliche Beschwerde und die Bezug habenden Verwaltungsakten wurden vom BFA vorgelegt und 
sind am 30.12.2015 beim Bundesverwaltungsgericht eingelangt. 
 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 
 

1. Feststellungen: 
 

1.1. Der BF ist Staatsangehöriger der Republik Serbien und somit Drittstaatsangehöriger im Sinne des § 2 Abs. 4 
Z 10 FPG. 
 

Der BF hält sich laut eigenen Angaben seit dem 02.10.2011 im Bundesgebiet auf und war vom 06.10.2011 bis 
23.11.2011 und ist seit 02.12.2011 bis dato durchgehend im Bundesgebiet gemeldet. Der BF war im Besitz eines 
Studenten- bzw. in weiterer Folge eines Schülervisums, welches am XXXX abgelaufen ist. Ein Antrag auf 
Verlängerung wurde nicht gestellt. 
 

1.2. Der BF weist im Bundesgebiet keine strafrechtlichen Verurteilungen auf und ist daher unbescholten. 
 

1.3. Der BF ist ledig und hat keine Kinder. Der private und familiäre Lebensmittelpunkt des BF befindet sich 
nach wie vor in Serbien, wo seine Eltern - die ihn auch während des Aufenthaltes im Bundesgebiet finanziell 
unterstützen - so wie sein Bruder aufhält. 
 

1.4. Der BF ging im Bundesgebiet immer wieder geringfügigen Beschäftigungen nach und wird diesbezüglich 
auf den aktuellen Versicherungsdatenauszug der österreichischen Sozialversicherung verwiesen. 
 

2. Beweiswürdigung: 
 

2.1. Der oben unter Punkt I. angeführte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen 
Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten des BFA und des vorliegenden Gerichtsaktes des 
Bundesverwaltungsgerichtes. 
 

2.2. Der oben festgestellte Sachverhalt beruht auf den Ergebnissen des aufgrund der vorliegenden Akten 
durchgeführten Ermittlungsverfahrens: 
 

Die Feststellungen zu den privaten und familiären Verhältnissen und den persönlichen Lebensumständen des BF 
in Österreich beruhen überdies auf den glaubhaften Angaben des BF in der Beschwerde. 
 

Im Übrigen ist im gesamten Ermittlungsverfahren nichts hervorgekommen oder vorgebracht worden, das an der 
Richtigkeit der Angaben des BF Zweifel aufkommen lassen hätte. 
 

3. Rechtliche Beurteilung: 
 

Zu Spruchteil A): 
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3.1. Zuständigkeit und anzuwendendes Recht: 
 

3.1.1. Gemäß § 9 Abs. 2 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), BGBl. I Nr. 100/2005 idgF, und § 7 Abs. 1 Z 
1 des BFA-Verfahrensgesetzes (BFA-VG), BGBl. I Nr. 87/2012 idgF, entscheidet das 
Bundesverwaltungsgericht über Beschwerden gegen Entscheidungen (Bescheide) des BFA. 
 

3.1.2. Gemäß § 6 des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVwGG), BGBl. I Nr. 10/2013, entscheidet das 
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung 
durch Senate vorgesehen ist. 
 

Da in den maßgeblichen gesetzlichen Bestimmungen eine Senatszuständigkeit nicht vorgesehen ist, obliegt in 
der gegenständlichen Rechtssache die Entscheidung dem nach der jeweils geltenden Geschäftsverteilung des 
Bundesverwaltungsgerichtes zuständigen Einzelrichter. 
 

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das 
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBl. I Nr 33/2013 idgF, geregelt. Gemäß § 58 Abs. 2 
VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes 
bereits kundgemacht wurden, in Kraft. 
 

Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren über 
Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des 
IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBl. Nr. 194/1961, des 
Agrarverfahrensgesetzes (AgrVG), BGBl. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 (DVG), 
BGBl. Nr. 29/1984, und im Übrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen 
sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen 
Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte. 
 

Gemäß §§ 16 Abs. 6 und 18 Abs. 7 BFA-VG sind die §§ 13 Abs. 2 bis 5 und 22 VwGVG nicht anwendbar. 
 

3.2. Zum Spruchpunkt A): Aufhebung des Einreiseverbotes: 
 

3.2.1. Der mit "Einreiseverbot" betitelte § 53 FPG lautet wie folgt: 
 

"§ 53. (1) Mit einer Rückkehrentscheidung kann vom Bundesamt mit Bescheid ein Einreiseverbot erlassen 
werden. Das Einreiseverbot ist die Anweisung an den Drittstaatsangehörigen, für einen festgelegten Zeitraum 
nicht in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten einzureisen und sich dort nicht aufzuhalten. 
 

(1a) (aufgehoben durch BGBl. I Nr. 68/2013) 
 

(2) Ein Einreiseverbot gemäß Abs. 1 ist, vorbehaltlich des Abs. 3, für die Dauer von höchstens fünf Jahren zu 
erlassen. Bei der Bemessung der Dauer des Einreiseverbots hat das Bundesamt das bisherige Verhalten des 
Drittstaatsangehörigen mit einzubeziehen und zu berücksichtigen, inwieweit der Aufenthalt des 
Drittstaatsangehörigen die öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährdet oder anderen in Art. 8 Abs. 2 EMRK 
genannten öffentlichen Interessen zuwiderläuft. Dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn der 
Drittstaatsangehörige 
 

1. wegen einer Verwaltungsübertretung gemäß § 20 Abs. 2 der Straßenverkehrsordnung 1960 (StVO), BGBl. Nr. 
159, iVm § 26 Abs. 3 des Führerscheingesetzes (FSG), BGBl. I Nr. 120/1997, gemäß § 99 Abs. 1, 1 a, 1 b oder 2 
StVO, gemäß § 37 Abs. 3 oder 4 FSG, gemäß § 366 Abs. 1 Z 1 der Gewerbeordnung 1994 (GewO), BGBl. Nr. 
194, in Bezug auf ein bewilligungspflichtiges, gebundenes Gewerbe, gemäß den §§ 81 oder 82 des SPG, gemäß 
den §§ 9 oder 14 iVm § 19 des Versammlungsgesetzes 1953, BGBl. Nr. 98, oder wegen einer Übertretung des 
Grenzkontrollgesetzes, des Meldegesetzes, des Gefahrengutbeförderungsgesetzes oder des 
Ausländerbeschäftigungsgesetzes rechtskräftig bestraft worden ist; 
 

2. wegen einer Verwaltungsübertretung mit einer Geldstrafe von mindestens 1 000 Euro oder primären 
Freiheitsstrafe rechtskräftig bestraft wurde; 
 

3. wegen einer Übertretung dieses Bundesgesetzes oder des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes 
rechtskräftig bestraft worden ist, sofern es sich dabei nicht um eine in Abs. 3 genannte Übertretung handelt; 
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4. wegen vorsätzlich begangener Finanzvergehen oder wegen vorsätzlich begangener Zuwiderhandlungen gegen 
devisenrechtliche Vorschriften rechtskräftig bestraft worden ist; 
 

5. wegen eines Verstoßes gegen die Vorschriften, mit denen die Prostitution geregelt ist, rechtskräftig bestraft 
worden ist; 
 

6. den Besitz der Mittel zu seinem Unterhalt nicht nachzuweisen vermag; 
 

7. bei einer Beschäftigung betreten wird, die er nach dem AuslBG nicht ausüben hätte dürfen, es sei denn, der 
Drittstaatsangehörige hätte nach den Bestimmungen des Ausländerbeschäftigungsgesetzes für denselben 
Dienstgeber eine andere Beschäftigung ausüben dürfen und für die Beschäftigung, bei der der 
Drittstaatsangehörige betreten wurde, wäre keine Zweckänderung erforderlich oder eine Zweckänderung 
zulässig gewesen; 
 

8. eine Ehe geschlossen oder eine eingetragene Partnerschaft begründet hat und sich für die Erteilung oder 
Beibehaltung eines Aufenthaltstitels, für den Erwerb oder die Aufrechterhaltung eines unionsrechtlichen 
Aufenthaltsrechts, für den Erwerb der österreichischen Staatsbürgerschaft, zwecks Zugangs zum heimischen 
Arbeitsmarkt oder zur Hintanhaltung aufenthaltsbeendender Maßnahmen auf diese Ehe oder eingetragene 
Partnerschaft berufen, aber mit dem Ehegatten oder eingetragenen Partner ein gemeinsames Familienleben im 
Sinne des Art. 8 EMRK nicht geführt hat oder 
 

9. an Kindes statt angenommen wurde und die Erteilung oder Beibehaltung eines Aufenthaltstitels, der Erwerb 
oder die Aufrechterhaltung eines unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts, der Erwerb der österreichischen 
Staatsbürgerschaft, der Zugang zum heimischen Arbeitsmarkt oder die Hintanhaltung aufenthaltsbeendender 
Maßnahmen ausschließlicher oder vorwiegender Grund für die Annahme an Kindes statt war, er jedoch das 
Gericht über die wahren Verhältnisse zu den Wahleltern getäuscht hat. 
 

(3) Ein Einreiseverbot gemäß Abs. 1 ist für die Dauer von höchstens zehn Jahren, in den Fällen der Z 5 bis 8 
auch unbefristet zu erlassen, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Aufenthalt des 
Drittstaatsangehörigen eine schwerwiegende Gefahr für die öffentliche Ordnung oder Sicherheit darstellt. Als 
bestimmte Tatsache, die bei der Bemessung der Dauer des Einreiseverbotes neben den anderen in Art. 8 Abs. 2 
EMRK genannten öffentlichen Interessen relevant ist, hat insbesondere zu gelten, wenn 
 

1. ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten, 
zu einer bedingt oder teilbedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten oder mehr als 
einmal wegen auf der gleichen schädlichen Neigung beruhenden strafbaren Handlungen rechtskräftig verurteilt 
worden ist; 
 

2. ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht wegen einer innerhalb von drei Monaten nach der Einreise 
begangenen Vorsatztat rechtskräftig verurteilt worden ist; 
 

3. ein Drittstaatsangehöriger wegen Zuhälterei rechtskräftig verurteilt worden ist; 
 

4. ein Drittstaatsangehöriger wegen einer Wiederholungstat oder einer gerichtlich strafbaren Handlung im Sinne 
dieses Bundesgesetzes oder des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes rechtskräftig bestraft oder verurteilt 
worden ist; 
 

5. ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von mehr als fünf Jahren 
rechtskräftig verurteilt worden ist; 
 

6. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der Drittstaatsangehörige einer 
kriminellen Organisation (§ 278a StGB) oder einer terroristischen Vereinigung (§ 278b StGB) angehört oder 
angehört hat, terroristische Straftaten begeht oder begangen hat (§ 278c StGB), Terrorismus finanziert oder 
finanziert hat (§ 278d StGB) oder eine Person für terroristische Zwecke ausbildet oder sich ausbilden lässt (§ 
278e StGB) oder eine Person zur Begehung einer terroristischen Straftat anleitet oder angeleitet hat (§ 278f 
StGB); 
 

7. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der Drittstaatsangehörige durch sein 
Verhalten, insbesondere durch die öffentliche Beteiligung an Gewalttätigkeiten, durch den öffentlichen Aufruf 
zur Gewalt oder durch hetzerische Aufforderungen oder Aufreizungen, die nationale Sicherheit gefährdet oder 
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8. ein Drittstaatsangehöriger öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten von Schriften ein 
Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen, ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder 
terroristische Taten von vergleichbarem Gewicht billigt oder dafür wirbt. 
 

(4) Die Frist des Einreiseverbotes beginnt mit Ablauf des Tages der Ausreise des Drittstaatsangehörigen. 
 

(5) Eine gemäß Abs. 3 maßgebliche Verurteilung liegt nicht vor, wenn sie bereits getilgt ist. § 73 StGB gilt. 
 

(6) Einer Verurteilung nach Abs. 3 Z 1, 2 und 5 ist eine von einem Gericht veranlasste Unterbringung in einer 
Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher gleichzuhalten, wenn die Tat unter Einfluss eines die 
Zurechnungsfähigkeit ausschließenden Zustandes begangen wurde, der auf einer geistigen oder seelischen 
Abartigkeit von höherem Grad beruht." 
 

3.2.2. Auf Grund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens war der Beschwerde gegen das erlassene 
Einreiseverbot stattzugeben. Dies aus folgenden Erwägungen: 
 

Eingangs ist zu erwähnen, dass die belangte Behörde die für die Begründung des Bescheides erforderliche 
Sorgfalt vermissen lässt und diese damit nicht den Erfordernissen einer umfassenden und in sich schlüssigen 
Begründung einer abweisenden behördlichen Entscheidung entspricht (vgl. § 60 iVm. § 58 Abs. 2 AVG). 
 

Es ist festzuhalten, dass sich die belangte Behörde bei der Begründung des angeordneten Einreiseverbots fast 
ausschließlich auf rechtliche Ausführungen allgemeiner Natur und auf modulhaft gehaltene Formulierungen 
beschränkt hat. 
 

Der belangten Behörde ist vorzuwerfen, dass sie in der Begründung des angefochtenen Bescheides überhaupt 
nicht dargelegt hat, inwiefern auf Grund der konkreten Umstände des Einzelfalles eine (besondere) "Schwere des 
Fehlverhaltens" des BF anzunehmen gewesen wäre. Auch jene Umstände, die einer Beurteilung des 
"Gesamtverhaltens" des BF zugrunde gelegen wären, wurden nicht dargelegt. Insgesamt reduzierte die belangte 
Behörde ihre Begründung für das Einreiseverbot einzig auf die Feststellung, dass der BF die Voraussetzungen 
des § 53 Abs. 2 Z 2, 6 und7 FPG erfüllen würde, ohne jedoch einzelfallbezogen darzulegen, wie sie zu dieser 
Schlussfolgerung gelangte. 
 

Insoweit die belangte Behörde ausführte, dass der BF eine "Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicherheit" 
darstellen würde, ist einzuwenden, dass Umstände, die für die konkrete Annahme der Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit durch den BF sprechen würden, überhaupt nicht ersichtlich sind. So ist zu 
berücksichtigen, dass der BF in Österreich bislang unbescholten ist. 
 

Die Begründung des angefochtenen Bescheides lässt des Weiteren jegliche Kriterien vermissen, die im 
vorliegenden Fall für die Bemessung der Dauer des Einreiseverbots herangezogen wurden und die letztlich für 
die Festlegung des Einreiseverbots im Ausmaß von 5 Jahren ausschlaggebend waren. Das erkennende Gericht 
vermisst auch die von der belangten Behörde zu treffende Gefährdungsprognose die das Gesamtverhalten des BF 
in Betracht zu ziehen hat. Es ist im bekämpften Bescheid nicht ersichtlich auf Grund welcher konkreten 
Feststellungen von der belangten Behörde eine Beurteilung vorgenommen wurde. Es genügt nicht, das bloße 
anführen des Tatsachensachverhalts. Die Beurteilung muss sich auf das zugrundeliegende Fehlverhalten, die 
Schwere und vor allem die Art der Handlung und das sich daraus ergebende Persönlichkeitsbild abgestellt 
werden. 
 

Als bestimmte Tatsache, die bei der Bemessung der Dauer des Einreiseverbotes neben den anderen in Art. 8 
Abs. 2 EMRK genannten öffentlichen Interessen relevant ist, hat unter anderem nach Z 7 leg. cit. zu gelten, 
wenn der Drittstaatsangehörige bei einer Beschäftigung betreten wird, die er nach dem AuslBG nicht ausüben 
hätte dürfen, es sei denn, der Drittstaatsangehörige hätte nach den Bestimmungen des 
Ausländerbeschäftigungsgesetzes für denselben Dienstgeber eine andere Beschäftigung ausüben dürfen und für 
die Beschäftigung, bei der der Drittstaatsangehörige betreten wurde, wäre keine Zweckänderung erforderlich 
oder eine Zweckänderung zulässig gewesen; 
 

Das BFA erfuhr aufgrund einer Mitteilung der XXXX vom XXXX, dass der BF im Zeitraum von XXXX bis 
XXXX (also ein Jahr zuvor !!) bei einer Firma geringfügig beschäftigt war, ohne im Besitz der notwendigen 
arbeitsmarktrechtlichen Bewilligung gewesen zu sein. 
 

Im vorliegenden Fall scheint somit die Voraussetzung des § 53 Abs. 2 Z 7 FPG grundsätzlich erfüllt zu sein. 
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Die belangte Behörde hat im angefochtenen Bescheid allerdings übersehen, dass die Finanzpolizei selbst den BF 
nicht im Zuge ihrer Kontrolle bei einer illegalen Erwerbstätigkeit betreten hat. Erst durch die Mitteilung des 
XXXX an die XXXX und das ein Jahr nach der illegalen Erwerbstätigkeit, bekam die XXXX davon Kenntnis. 
 

Der Verwaltungsgerichtshof hat bereits zur insoweit vergleichbaren Bestimmung des § 60 Abs. 2 Z 8 iVm Abs. 
5 FPG idF vor dem FrÄG 2011 mehrfach ausgesprochen, dass der bloße Vorwurf, der Fremde sei einer 
Beschäftigung nachgegangen, obwohl ihm der dafür erforderliche Aufenthaltstitel nicht erteilt worden sei, diesen 
Aufenthaltsverbotstatbestand nicht erfüllt (vgl. Erkenntnisse des VwGH vom 25. April 2013, Zl. 2013/18/0072, 
sowie vom 29. Februar 2012, Zl. 2009/21/0376). Auch wenn der Tatbestand des § 53 Abs. 2 Z 7 FPG im 
Gegensatz zur Rechtslage vor dem FrÄG 2011 nicht mehr voraussetzt, dass der Fremde von bestimmten 
Organen der Abgabenbehörde, des Arbeitsmarktservice oder des öffentlichen Sicherheitsdienstes betreten wird, 
ist Voraussetzung für die Erfüllung des Tatbestands auch nach dieser Bestimmung, dass der Fremde bei einer 
Beschäftigung betreten wird, die er nach dem AuslBG nicht hätte ausüben dürfen. 
 

Feststellungen zu einer - auch dem vorgelegten Verwaltungsakt nicht zu entnehmenden - Betretung des BF bei 
einer konkreten Beschäftigung, die er nach dem AuslBG nicht hätte ausüben dürfen, traf die belangte Behörde in 
Verkennung der Rechtslage nicht. 
 

Die belangte Behörde stellte weitere in § 53 Abs. 2 Z 2 und 6 FPG aufgezählte Verwaltungsübertretungen fest 
ohne auf diese in ihrem bekämpften Bescheid näher eingegangen zu sein. Es reicht nicht aus, dass die belangte 
Behörde lapidar in ihren Feststellungen anführt, dass der BF aufgrund des Verstoßes des 
Ausländerbeschäftigungsgesetzes durch die Finanzpolizei zu einer Verwaltungsstrafe in der Höhe von € 1.500,- 
bestraft worden sei bzw. trifft sie zu Abs. 2 Z 6 - dem Besitz der Mittel zu seinem Unterhalt nicht nachzuweisen 
vermag - überhaupt keine nachvollziehbaren Feststellungen. 
 

Inwiefern auf Grund des bisherigen Gesamtverhaltens und der persönlichen Verhältnisse des BF in Österreich 
die öffentlichen Ordnung und Sicherheit gefährden würde, legte die belangte Behörde nicht nachvollziehbar dar. 
 

Des Weiteren hätte die belangte Behörde nach Maßgabe einer Interessensabwägung im Sinne des § 9 BFA-VG 
in geeigneter Form abwägen müssen, ob das öffentliche Interesse an der Beendigung des Aufenthalts im 
Bundesgebiet das persönliche Interesse am Verbleib im Bundesgebiet überwiegt und durch die angeordnete 
Rückkehrentscheidung samt Einreiseverbot eine Verletzung des Art. 8 EMRK vorliegt oder nicht. Der 
angefochtene Bescheid lässt eine hinreichende Auseinandersetzung mit der Frage der Zulässigkeit einer 
Rückkehrentscheidung im Hinblick auf die Garantien des Art. 8 EMRK zum Schutz des Privat- und 
Familienlebens aber vermissen obwohl sich der BF insgesamt mehr als 4 Jahre rechtmäßig im Bundesgebiet 
aufgehalten hat. 
 

Dem öffentlichen Interesse an der Einhaltung fremdenrechtlicher Bestimmungen und der Verhinderung von 
"Schwarzarbeit" ist zwar eine erhebliche Bedeutung zuzugestehen, jedoch kommt dem BF im konkreten Fall die 
rechtwidrige Anwendung des § 53 Abs. 2 Z 7 FPG sowie das Fehlen von Ermittlungsschritten betreffend § 53 
Abs. 2 Z 2 und 6 FPG zu gute. 
 

3.2.3. Da sich der angefochtene Bescheid somit insgesamt als rechtswidrig erwiesen hat, war der Bescheid 
gemäß § 28 Abs. 2 iVm. § 27 VwGVG zur Gänze aufzuheben. 
 

Zu Spruchteil B): Unzulässigkeit der Revision: 
 

Gemäß § 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG), BGBl. Nr. 10/1985 idgF, hat das 
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß 
Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen. 
 

Die Revision gegen die gegenständliche Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die 
Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder 
weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, 
noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 
auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche 
Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen grundsätzlicher Bedeutung sind weder in 
der gegenständlichen Beschwerde vorgebracht worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 
hervorgekommen. 
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